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Seit etlichen Jahrzehnten sind Fragen des Verbraucherschut-
zes Gegenstand rechtlicher Betrachtungen und Auseinan-
dersetzungen. Dabei hat sich das Verbraucherschutzrecht als 
ein relativ neues Rechtsgebiet in den letzten vierzig Jahren 
in Europa und den Mitgliedstaaten der EU herausgebildet. 
Der nachfolgende Beitrag führt in diesen rechtspolitisch hoch 
dynamischen und heiß diskutierten Bereich des Rechts ein 
und nimmt eine Standortbestimmung, auch und gerade unter 
einem rechtssystematisierenden Blickwinkel, vor. Er wendet 
sich dabei nicht nur an Juristen, sondern zugleich an politisch 
Interessierte, die Recht als das sehen, was es ist: ein Rege-
lungsinstrument, auch und gerade zur Steuerung von Vertei-
lungskonflikten.
RegelungsbeReich, spezifische  
gefahRenlagen, ziele, Mittel
In den vergangenen vier Jahrzehnten wurde das Verbrau­
cherschutzrecht in der Rechtswissenschaft und Rechts­
praxis immer weiter ausgebaut. Verbraucherpolitik und die 
gesetzgeberische Gestaltung von Verbraucherschutzrecht 
sind jedoch keineswegs als «abgeschlossenes Projekt» zu 
betrachten. Die Entwicklung der Materie bleibt eine ständige 
Herausforderung sowohl für die Gesetzgebung als auch für 
die Rechtswissenschaft und Rechtspraxis. Denn neue tech­
nische Entwicklungen, Veränderungen in den Marktformen 
und die Herausbildung neuer Verhaltensweisen der Markt­
teilnehmer erfordern eine stete Überprüfung und Anpassung 
bestehender Vorschriften. 
Inhaltlich zielt das Verbraucherrecht auf Regelungen, die in 
verschiedenen Bereichen des Rechts auf den rechtlichen 
Schutz und die Förderung der Interessen der Endverbraucher 
gerichtet sind.1
Das Verbraucherschutzrecht nimmt den Verbraucher in 
seiner Rolle als Konsument in besonderem Maße ins Visier, 
weil sich dieser als am Markt handelndes Rechtssubjekt im 
Verhältnis zur Anbieterseite besonderen Risiken ausgesetzt 
sieht, die die Anbieterseite nicht in gleicher Weise treffen, 
die aber auch im Verhältnis der Verbraucher untereinander in 
dieser Form nicht zu konstatieren sind. Die besonderen Risi­
ken, die den Verbraucher als Gegenspieler des Unternehmers 
tangieren, haben darin ihren Grund, dass sich Verbraucher 
und Unternehmer am Markt als Rechtssubjekte mit divergie­
renden2 ökonomischen Interessen (kontradiktorisch)3 gegen­
überstehen, wobei in typisierender Weise ein strukturelles 
Machtungleichgewicht zwischen beiden zu verzeichnen ist. 
Zwar ist im Rahmen der jedem Rechtssubjekt zustehenden 
Privatautonomie auch der Verbraucher zunächst aufgerufen, 
seine Angelegenheiten durch den Abschluss von Rechtsge­
schäften selbständig zu regeln. Das durch den BGB­Gesetz­
geber für den Abschluss von Rechtsgeschäften antizipierte 
Gleichgewicht zwischen den Vertragsparteien kann jedoch 
durch verschiedene Umstände gestört werden.4 Für die 
Unternehmer­Verbraucher­Beziehung sind Asymmetrien 
vorprogrammiert. Dabei ist die bestehende Asymmetrie 
im Unternehmer­Verbraucher­Verhältnis vor allem darauf 
zurückzuführen, dass im Geschäftsleben eine gewisse «Ge­
schäftskompetenz» und «Robustheit»5 i.S.d. Selbstbestim­
mung vorausgesetzt wird, von deren Vorliegen beim Handeln 
eines Verbrauchers im privaten Bereich, zum Zwecke des 
Konsums, gegenüber einem Unternehmer nicht ohne wei­
teres auszugehen ist. 
Versucht man die Gründe für die unterlegene Rechtsstel­
lung des Verbrauchers etwas konkreter, d. h. juristischer zu 
fassen, werden in der Literatur und Rechtsprechung zwei 
unterschiedliche Strömungen sichtbar: Zum einen wird gel­
tend gemacht, der Grund für die unterlegene Marktstellung 
des Verbrauchers liege ausschließlich in einem typisierba-
ren Informationsdefizt begründet. Entgegen dem Informa­
tionsaxiom der liberalen Markttheorie6 habe sich nämlich 
herausgestellt, dass der Verbraucher nicht (jedenfalls nicht 
typischerweise) ein in gleicher Weise wie der Unternehmer 
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2Nach anderer Ansicht ist das bestehende Informationsdefizit 
nicht alleiniges Charakterisierungsmerkmal für die unterle­
gene Marktstellung des Konsumenten. Denn es lassen sich 
weitergehende «Asymmetrien» ausmachen. Vor diesem 
Hintergrund favorisieren einige ein eher rollensoziologisches 
Deutungsmodell des Verbraucherschutzes, das über das 
Informationsdefizit hinaus auch das intellektuelle, psycho-
logische und wirtschaftliche Ungleichgewicht7 zwischen den 
Parteien in Bezug nimmt. 
Die wie dargestellt recht unterschiedlich gedeuteten Gründe 
für die schlechtere Marktstellung des Verbrauchers werden – 
so ein weiterer Befund – auf Seiten des Verbrauchers selten 
durch eine Bündelung der einzelnen Verbraucherinteressen 
(etwa durch organisatorische Zusammenschlüsse) «aufge­
fangen». Der Hintergrund hierfür ist einsichtig. Die Gruppe 
der Verbraucher ist «inhomogen». Dies bedingt eine «diffuse 
Interessenlage»8 und das daraus folgende fehlende Gruppen­
bewusstsein. 
Mit diesem Problem geht noch eine «strukturelle Schwä­
che» (der Verbraucherbelange) in Bezug auf ihre prozessuale 
Durchsetzbarkeit einher. Nach empirischen Befunden stehen 
in der ganz überwiegenden Mehrzahl der Prozesse vor dem 
Amtsgericht Verbraucher auf der Beklagtenseite. Außerdem 
sei die Erfolgsquote signifikant höher, wenn auf der Klägersei­
te eine Firma agiert. Vor diesem Hintergrund wird zutreffend 
auch eine prozesstaktische Chancenungleichheit abgeleitet, 
die gerade im Verhältnis Verbraucher/Unternehmer zu ver­
zeichnen sei. Der Grund für die Ungleichheit der Prozess­
chancen liegt darin, dass der Verbraucher als «Einmalprozes­
sierer» nicht die Erfahrung und Routine des Unternehmers 
und seiner Berater aufweisen kann. Daraus leitet sich i.Ü. 
auch eine generelle Prozessscheu der Verbraucher ab.9
heRausbildung eines entspRechenden 
Rechtsbewusstseins 
Die das geltende Verbraucherschutzrecht tragende Einschät­
zung, dass eine Stärkung der Position des Verbrauchers in 
unserer Rechtsordnung notwendig sei, um Privatautonomie 
nicht nur de jure, sondern auch de facto zu gewährleisten, 
drang allerdings erst im späten 20. Jahrhundert vollumfäng­
lich in das Bewusstsein von Rechtswissenschaft und Gesetz­
gebung. Das liberal­kapitalistische Modell der bürgerlichen 
Rechtsordnung hatte nach der Einschätzung von rechtsset­
zender und rechtsanwendender Gewalt jahrzehntelang gut 
funktioniert, ohne dass der Verbraucherschutz Anlass zu 
sozialen Auseinandersetzungen und damit zu Umbauten im 
rechtlichen System gab.
Wirtschaftsliberale Grundausrichtung 
des Zivilrechts zu Anfang des BGB
Es gehörte zur marktwirtschaftlichen Freiheitsgewährleis­
tung, die sich in der wirtschafts­liberalen Grundausrichtung 
des BGB niederschlug, dass der Staat sich zunächst damit 
begnügte, den Tauschcharakter von Erwerbsgeschäften 
auf dem Markt anzuerkennen und zu regeln.10 Darüber hi­
nausgehende soziale bzw. ergebnisbewertende Anknüp­
fungspunkte wurden nicht prinzipiell, sondern nur ganz 
ausnahmsweise zugelassen. 
Wichtig und ausreichend war insofern nur, dass sich eine 
Vertragsleistung nicht per se als gesetzes­ oder sittenwid­
rig erwies. Die Theorie vom Markt und der Marktregulation 
kam so im klassischen Rechtsliberalismus11 zum Ausdruck, 
der zu weitgehend inhaltsneutralen Normen führte, d. h. 
zu Regelungen, die den Inhalt eines Vertrages weitgehend 
der Disposition der Parteien überließen und nicht wertend 
oder sanktionierend eingriffen.12 Denn unterstellt wurde zu­
nächst, dass die Tauschprozesse generell zu Wohlfahrt und 
Gerechtigkeit führen.13 Es ging damit nicht um inhaltliche 
Ausgeglichenheit oder Gleichwertigkeit der Vertragsposi­
tionen: Wie sich der Vertrag auf die Interessen der Partner 
auswirkt, sollte der Geschicklichkeit der Parteien überlassen 
bleiben. 
Auf der Grundlage der gewährten formal-abstrakten Gleich-
stellung der Parteien sollte lediglich die Eröffnung formal­glei­
cher Verhandlungschancen gewährleistet sein. Diese anfäng­
liche Grundausrichtung des BGB führte dazu, dass v. Gierke 
den Entwurf des BGB auch mit den Worten «der sociale Beruf 
einer neuen Privatrechtsordnung scheint in seinem Horizont 
nicht eingetreten zu sein»14 ablehnte. Menger spitzte den von 
v. Gierke geäußerten kritischen Befund bekanntermaßen in 
einer polemischen Bemerkung weiter zu.15 Im Kern – und 
gerade aus heutiger Sicht – ist die damals geäußerte Kritik 
verständlich.
Einbrüche in die liberale Grundausrichtung
Der Gedanke, dass es eines besonderen rechtlichen Schut­
zes derjenigen Partei bedarf, die von vornherein (wirtschaft­
lich, intellektuell, psychologisch, informell etc.) keine gleich­
wertige Verhandlungsposition besitzt, brach sich in Europa 
auf Grund einer verbesserten wirtschaftlichen Situation, die 
zu einem raschen Anstieg des Konsums führte, erst in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg Bahn. Der Aufschwung 
der nationalen Volkswirtschaften, der Einkommenszuwachs 
der Bevölkerung und die Internationalisierung des Handels 
haben namentlich die europäischen Verbraucher (aber bei 
weitem nicht nur diese) in der Mitte des 20. Jahrhunderts in 
die Lage versetzt, in einem bisher nicht vorhandenen Aus­
maß Waren zu kaufen und Dienstleistungen in Anspruch zu 
nehmen. Die Wohlstandsentwicklung, die seit dem Zweiten 
Weltkrieg einsetzte, hat die reale Möglichkeit der Masse der 
Bevölkerung zu gewichtigen privatrechtlichen Aktivitäten 
erheblich vergrößert. 
Im Zuge des wirtschaftlichen Aufschwungs potenzierten sich 
für die Verbraucher aber zugleich die Risiken, die mit dem 
neuen Konsumpotential einhergingen. Auf Grund des ge­
stiegenen Konsums und des damit angewachsenen Gefähr­
dungspotentials nimmt es nicht Wunder, dass im Anschluss 
an den wirtschaftlichen Umschwung verbraucherschützende 
Maßnahmen in einem bis dato noch nicht bekannten Aus­
maß forciert wurden. 
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onen der Rechtsprechung (2007), S. 69. 8 Kocher, Funktionen der Rechtsprechung 
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3VeRbRaucheRschutz als antwoRt  
auf neue gefahRen 
Das Verbraucherschutzrecht beinhaltet heute nichts anderes 
als die rechtliche Antwort auf die verbraucherspezifischen 
Handlungsbedingungen und ­risiken, die Auswüchse der 
modernen Konsum­ bzw. «Überflussgesellschaft» sind.16 
Fehlen der Marktübersicht
Dass das angewachsene Konsumpotential tatsächlich neue, 
bisher unbekannte Gefahren für den Verbraucher eröffnet/e, 
findet seinen wesentlichen Grund darin, dass in dem Maße, wie 
die Allokation von Wirtschaftsgütern zunimmt, die Marktüber-
sicht für die unprofessionelle Nachfragerseite verloren geht.17
Es fehlt damit die reale Möglichkeit, nach einem Produkt 
und Preisvergleich zwischen den verschiedenen, zur Befrie­
digung eines bestimmten Bedürfnisses geeigneten Ange­
boten, optimal auszuwählen. Die fehlende Marktübersicht 
wird bereits in der Verbraucherbotschaft des amerikanischen 
Präsidenten Kennedy vom 15. März 196218 erwähnt. In die­
ser zeichnet Kennedy zunächst ein äußerst günstiges Bild 
von der wirtschaftlichen Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten. Diese Entwicklung wird dann jedoch mit der Fest­
stellung verknüpft, dass der Verbraucher bei der rasanten 
Entwicklung, die der Markt nimmt, eigentlich überfordert 
ist. Im Grunde müsste er ein allumfassender Spezialist sein, 
um sich ein verlässliches Bild von der Qualität, der Preiswür­
digkeit und den Risiken der immensen Angebotsvielfalt und 
Absatzvarianten machen zu können.
Die Feststellung, dass der Verbraucher der Komplexität des 
Marktgeschehens nicht gewachsen ist und damit als Markt­
teilnehmer seine Interessen nicht optimal wahrnehmen 
kann, führt gleichzeitig zu der Einsicht, dass der Markt in 
der modernen Konsumgesellschaft weit von dem Ideal des 
funktionierenden Interessenaustausches i.S.d. klassischen 
Nationalökonomie entfernt ist. Die modernen Überflussge­
sellschaften haben den Verbraucher zu einem Akteur degra­
diert, der in vielerlei Hinsicht einer Hilfestellung bedarf. 
Existenz von unaufrichtigem Marktverhalten
Dieser Befund wird durch einen weiteren Gesichtspunkt 
untermauert, nämlich dem, dass sich in der modernen Kon­
sumgesellschaft zur fehlenden Marktübersicht häufig ein 
weiteres, zu Lasten des Verbrauchers auswirkendes Markt­
risiko gesellt. Das Idealmodell des perfekten Marktes setzt 
nämlich auch voraus, dass kein unaufrichtiges Marktverhal-
ten existiert. Manipulationen in Bezug auf das Konsumen­
tenverhalten dürfte es also gar nicht geben. Die Wirklichkeit 
belehrt den modernen Konsumenten/resp. den Verbraucher 
aber eines Besseren. In der modernen Konsumgesellschaft 
ist der Absatzdruck auf Grund der umfänglichen Allokation 
der Waren so stark, dass unaufrichtiges Marktverhalten keine 
Ausnahmeerscheinung mehr ist. Unlautere und aggressive 
Verkaufspraktiken sind vielmehr an der Tagesordnung.
Problem des Nichtbestehens echten Wettbewerbs
Ein weiteres Problem besteht darin, dass ein funktionierender 
Markt auch voraussetzt, dass Wettbewerb überhaupt stattfin­
det. Das Funktionieren des Marktes durch den Wettbewerb 
und die Gewährleistung von Interessenwahrnehmung im 
Rahmen der Privatautonomie stehen in einem sich gegen­
seitig bedingendem Verhältnis. Echter Wettbewerb erfordert 
aber, dass keine monopolistischen Strukturen bestehen. Ei­
ne Konzentration von wirtschaftlicher Macht durch Konzern­
bildung und andere Formen von Marktabsprachen auf der 
Anbieterseite sind allerdings gerade in der modernen Über­
flussgesellschaft ein häufig anzutreffendes Phänomen. Eine 
Unternehmenskonzentration ist aus Unternehmersicht ein 
folgerichtiges Instrument zur Marktbeherrschung. 
So hat schon Max Weber in seinem Grundsatzwerk «Wirt­
schaft und Gesellschaft» festgestellt, dass die Unterneh­
merseite nur solange Interessenten der zunehmenden Er­
weiterung des freien Marktes stellt, bis es einigen von ihnen 
gelingt, entweder durch Vereinbarung von Privilegien aus der 
Hand der politischen Gewalt oder in sonstiger Weise Mono­
pole zu erringen, um dann ihrerseits den Markt zu schließen.19 
Ungebändigte Privatautonomie strebt daher tendenziell zur 
Monopolisierung durch Kartellbildung und provoziert somit 
zugleich ein regulierendes Eingreifen zur Erhaltung des Mark­
tes i.S.d. Sicherung einer Anbietervielfalt.
Dabei mögen Unternehmenszusammenschlüsse aus Sicht 
der Unternehmensleitung in der heutigen Wirtschaftswelt 
erforderlicher denn je sein, etwa um global konkurrieren 
zu können. Es geht hier aber weniger um die innere, un­
ternehmenseigene ökonomische Rechtfertigung dieser Zu­
sammenschlüsse, als vielmehr um ihre Auswirkungen auf 
den Markt. Denn bereits mit den Funktionsschwächen des 
Marktes und den dysfunktionalen Nebenfolgen dieses Steu­
erungsmechanismus ist die bürgerliche Basisideologie des 
«gerechten Tausches» angreifbar, sie hält ihrem Anspruch 
schlicht nicht mehr stand.20 Der Grund liegt darin, dass die 
Reduzierung auf nur wenige Anbieter mit jeweils großem 
Umsatz zur Folge hat, dass der einzelne Konsument nur we­
nig Einfluss auf Produktentscheidungen und Vertragsinhalte 
nehmen kann. Die Beherrschung der Massenproduktion und 
des Massenabsatzes führen folgerichtig zu einer Monopoli­
sierung der Vertragsbedingungen, die i.S.d. Unternehmers 
standardisiert werden und über den Wettbewerbsdruck 
(wenn er wegen der einseitigen Marktbeherrschung fehlt) 
nicht kompensiert werden können. Der Markt wirkt hier nicht 
mehr selbstregulierend.
Der Gesetzgeber hat dieses Problem im Grundsatz erkannt und 
aufgegriffen. Er reagiert/e auf die Bildung einseitiger Markt­
macht, bei der zu erwarten ist, dass die Freiheit des Vertrags­
schlusses durch den überragenden Gestaltungsspielraum 
einer Partei ausgehöhlt wird. Nach deutschem und europä­
ischem Recht wird deshalb der durch die einseitige Markt­
macht negativ Betroffene mittels Diskriminierungs­ und Kar­
tellverboten geschützt, die zu starke Akkumulation von Markt­
macht verhindern sollen.21 Ob das immer gelingt, ist fraglich. 
Gegenwärtig zeichnet sich gerade in Deutschland eine einsei­
tige, preisdiktierende Marktbeherrschung auf dem Strom­ und 
Gasmarkt, darüber hinaus aber auch bei sonstigen «Netzinha­
bern» ab. Dieser steht der Staat fast ohnmächtig gegenüber. 
Ihr kann wohl nur durch eine Trennung von Versorgern und 
Versorgungsnetz wirksam entgegengewirkt werden könnte, 
weil dann Preisdiktate für die Durchleitung fallen würden. 
16 So zutreffend Damm, FS Reich (1997), S. 129, 130. 17 V. Hippel, Verbraucherschutz 
(3. Aufl., 1986), S. 3 f. 18 Wiedergegeben bei v. Hippel, Verbraucherschutz (3. Aufl., 
1986), S. 281 ff. 19 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft (5. Aufl., 1980), S. 384. 20 Haber­
mas, Legitimationsprobleme des Spätkapitalismus (1979), S. 54; Singer, Selbstbestim­
mung und Verkehrsschutz im Recht der Willenserklärungen (1995), S. 12.
4VeRbRaucheRschützende  
bestiMMungen iM ziVilRecht
Im Zivilrecht ist der Verbraucherschutz neben dem Schutz 
vor Täuschung und Übervorteilung auch auf die sonstige 
Abwendung von Gesundheits­ und Vermögensschädigun­
gen bei Verbrauchern gerichtet. Der Gedanke des Konsu­
mentenschutzes hat in unserem Recht bereits sehr früh und 
umfassend Eingang gefunden: Zu nennen sind etwa das 
Verbraucherkreditrecht, das den Verbraucher bei Kreditge­
schäften schützt, die Regelungen zum Schutz des Konsu­
menten durch das Gesetz zu Allgemeinen Geschäftsbedin­
gungen, das Übervorteilungen des Kunden durch vorformu­
lierte Vertragsklauseln zu verhindern sucht, Bestimmungen 
zum Verbrauchervertriebsrecht (E­Commerce, Fernabsatz, 
Haustürwiderruf), die die Art und Weise der Geschäftsan­
bahnung regulieren. Das Verbraucherschutzrecht schlägt 
sich aber auch in anderen Bereichen, wie dem Timesharing, 
das Recht der Pauschalreise und das Verbrauchsgüterkauf­
recht nieder. Zu nennen sind daneben die Produkthaftung 
des Herstellers für Fehler seiner Produkte, die verschuldens­
unabhängig ausgestaltet wurde, und die Regelungen zum 
Fernunterricht. Zivilprozessuale Normen, die Verbrauchern 
die Rechtsdurchsetzung vereinfachen, wurden durch die Be­
ratungs­ und Prozesskostenhilfe statuiert. I.Ü. besteht für Ver­
braucherverbände eine Klagebefugnis zur Geltendmachung 
von Konsumenteninteressen nach dem Unterlassungskla­
gegesetz. Ein weiterer Schritt hin zu einem umfassenden 
Verbraucherschutzrecht wurde durch die Einführung der 
Verbraucherinsolvenz mit Restschuldbefreiung in der Insol­
venzordnung vollzogen. Das Verbraucherschutzrecht besetzt 
damit wesentliche Bereiche des (deutschen) Zivilrechts und 
durch die Gesetzgebungstätigkeit der Europäischen Gemein­
schaft wird die Rechtsmasse, die auf den zivilrechtlichen 
Schutz des Konsumenten gerichtet ist, auch in Zukunft noch 
zunehmen. Im Bereich des Zivilrechts ist die Entwicklung des 
Verbraucherschutzrechts mittlerweile so weit gediehen, dass 
man von ihm als eine Art Regelungstypus22 spricht.23 Der der­
zeitige Stand von Gesetzgebung und Rechtspraxis gestattet 
die Behauptung, dass über die Etablierung der zahlreichen 
Regelungen zum Schutz des Verbrauchers innerhalb des Zi­
vilrechts bereits ein neues Rechtsgebiet entstanden bzw. im 
Entstehen begriffen ist. Die «Exklusivität» und «Neuheit» des 
Gebiets hängt damit zusammen, dass sich das Verbraucher­
schutzrecht durch seine Regelungsintention vom übrigen Zi­
vilrecht absetzt. Denn konsumentenschützende Bestimmun­
gen knüpfen nicht mehr an das alte Ideal der gleichstarken 
Verhandlungsparteien an, die sich bei der Aushandlung des 
Vertrages selbst überlassen bleiben können. Verbraucher­
schutzrecht ist Interventionsrecht des Staates zum Schutz 
des Schwächeren. 
ziVilRecht auf deM weg zu eineM neuen, 
sozialen gRundkonzept?
Durch das Anwachsen von verbraucherschützenden Normen 
im Zivilrecht stellt sich die Frage, wohin die Entwicklung führt 
bzw. führen soll? Ist das (deutsche) Zivilrecht auf dem Weg 
zu einem neuen, sozialen Grundkonzept? Derjenige, der die 
Entwicklung aufmerksam verfolgt, wird feststellen, dass die 
Normendichte zum Schutz des Verbrauchers, aber auch an­
derer «schwächerer» Parteien, etwa Arbeitnehmer, Mieter 
etc. zunimmt. Damit zeigt der Gesetzgeber deutlich, dass er 
rollensoziologische Ungleichgewichtslagen verstärkt aner­
kennt und ihnen mit geeigneten Schutzinstrumenten entge­
genzuwirken versucht. Inzident liegt darin eine Abkehr vom 
ursprünglich dem Bürgerlichen Gesetzbuch verhafteten An­
spruch auf umfassende Selbstregulation der Privatrechts­
beziehungen durch die Betroffenen, gerade weil das Ideal 
des gerechten Interessenausgleiches, das damit einhergeht, 
nicht erreicht wird, wenn faktisch ungleiche Verhandlungs­
stärke besteht. Die verschiedenen Materien zum Schutz der 
schwächeren Vertragspartei, allen voran das Verbraucher­
recht, führen mit ihrem Ausbau zu einer stillen «Umwälzung» 
der Privatrechtsordnung.24 Das Verbraucherschutzrecht, das 
heute breitflächig in der zivilrechtlichen Zentralkodifikation 
(dem BGB) integriert ist, legt eindrucksvolles Zeugnis für die 
Flexibilität des Bürgerlichen Gesetzbuches und damit der 
Rechtsordnung einer modernen Industriegesellschaft ab. 
Es zeigt sich daran, dass Recht kein ruhendes Kontinuum 
ist und dass es dies auch nicht sein darf. Gesellschaftssys­
teme und das sie regulierende Recht sind nämlich stets vor 
die Aufgabe gestellt, ihre Grenzen und ihren Bestand durch 
die Bewältigung der Komplexität der unsteten Umwelt wei­
terzuentwickeln, indem neue Einflüsse/Bewertungen nach 
Möglichkeit auch Eingang in das geschriebene Recht finden. 
Es geht dabei darum, die «Anpassungsfähigkeit des Rechts», 
die sich daran bemisst, ob es neue Probleme nicht nur durch 
die Rechtsprechung, sondern auch durch die Gesetzgebung 
aufgreift (und sozialverträglich steuern kann), auszunutzen.25 
Für Juristen ist das eine stete Aufgabe, die sie über den ihnen 
sonst eigentümlichen Horizont des bloßen Rechtsanwenders 
hinausträgt und zu dem zurückführt, was Recht in seinem 
Ausgangspunkt bezweckt: einen Interessenausgleich, der 
das Miteinander der Individuen in einer Gemeinschaft steu­
ert. Dabei muss dieser Ausgleich ein «gerechter» sein, damit 
von ihm eine anerkennungsfähige Ordnungs­ und Orientie­
rungskraft ausgeht, die der Gesellschaft als Integrationsfaktor 
in ihrem Bestand dienlich ist.
ResüMee
Das Verbraucherrecht eignet sich exemplarisch dazu auf­
zuzeigen, dass das, was Recht und Gesellschaft verbindet, 
vielgestaltig ist. Beide reflektieren einander und der Einwir­
kungsprozess hat unterschiedliche Intensität: In der Literatur 
wurde bereits verschiedentlich darauf hingewiesen, dass ein 
und dieselbe Veränderung als Lern- und Fortentwicklungspro-
zess des Rechts, aber auch als Auflösungs- und Systembruch 
verstanden werden kann.26 Beide Auffassungen spiegeln sich 
in der dargestellten Auseinandersetzung um die Bewertung 
der Rechtsentwicklung im Verbraucherrecht, das das deut­
sche Zivilrecht umwälzt, wieder. Die Sichtweise auf den Pro­
zess der fortschreitenden Änderung des bürgerlichen Rechts 
hängt vom jeweiligen Standpunkt ab. Meines Erachtens ist 
diejenige, dass sich das bürgerliche Recht durch die ver­
21 K. Simitis, Verbraucherschutz: Schlagwort oder Rechtsprinzip? (1976), 
S. 21 ff. 22 Allgemein zum Typusbegriff Engisch, Die Idee der Konkretisierung in Recht 
und Rechtswissenschaft unserer Zeit (1968), S. 237 ff. 23 Zimmermann, The New Ger­
man Law of Obligations (2005), S. 161: «special branch of private law with its own dis­
tinctive features and evaluations (and, some would say, ideology)?». 24 Westermann, 
AcP 1978 (178), 150, 156; Kübler, FS Raiser (1974), S. 697, 707. 25 Soziale/rechtliche 
Systeme können sich in einer überkomplexen Umwelt nur dadurch behaupten, dass sie 
entweder Systemelemente oder Sollwerte oder beides ändern, vgl. dazu Eder, Komplexi­
tät, Evolution und Geschichte (1973), S. 18; Habermas, Legitimationsprobleme des 
Spätkapitalismus (1979), S. 12. 26 Habermas, Legitimationsprobleme im Spätkapita­
lismus (1979), S. 12.
5mehrte Inbezugnahme von faktischen Ungleichgewichten, 
auf die zu reagieren ist, fortentwickelt, die vorzugswürdige. 
Hierdurch wird dem Gedanken entsprochen, dass sich Recht 
stets verändern kann und dies auch muss, soll es eine Gesell­
schaft tragen und stabilisieren. Denn Recht entwickelt sich 
parallel zur Gesellschaft selbst, die stets neu vor die Aufgabe 
des gerechten Ausgleiches gestellt ist. 
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sowie im Bereich Recht im Tourismus und Immaterial güterrecht 
an der Hochschule Harz, an der Fachhochschule Erfurt und an 
der Juristischen Fakultät der Universität Rostock, an der FH Wis­
mar (Europarecht), an der Humboldt­Universität Berlin (Sachen­
recht, Zivilrechtsrepetitorium: Chrash­Kurs); 2010 Habilitation: 
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